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Update Coronavirus

Nach derzeitigem Stand sind 310.0878 Infektionsfälle in Brasilien offiziell bestätigt worden.
Davon sind allein 76.871 Fälle im Bundesstaat São Paulo registriert. 20.047 Todesfälle wurden
bislang offiziell registriert, davon 5.773 im Bundesstaat São Paulo. Ausgehend von der
Gesamtanzahl der bestätigten Infektionsfälle in Brasilien sind 125.960 genesen und 164.080
sind in Behandlung.

Die Bundesstaaten São Paulo, Rio de Janeiro und Ceará sind nach wie vor am stärksten derzeit
betroffen im Hinblick auf die Anzahl an Infektionen. Ceará steht bezüglich der Gesamtzahl der
Infektionen mit 30.560 offiziell bestätigten Fällen nach São Paulo an zweiter Stelle, noch vor
Rio de Janeiro. Im Hinblick auf Anzahl der Infektionen in Städten mit mehr als 100.000
Einwohnern sind 13 der 20 am meisten betroffenen Städte im Bundesstaat Amazonas. Im
Hinblick auf die Todesrate in Städten mit mehr als 100.000 Einwohnern sind die 20 am
meisten betroffenen Städten im Norden und Nordosten des Landes, 10 davon allein im
Bundesstaat Amazonas.

Die Rate der Belegung der verfügbaren Intensivstationsbetten, die zur Behandlung von Covid-
19-Fällen reserviert wurden, ist weiterhin sehr unterschiedlich verteilt. Während einige
Bundesstaaten Belegungsraten von unter 20 %, in einigen Fällen sogar unter 10% aufweisen,
sind in Rio de Janeiro sowie in verschiedenen Bundestaaten im Norden und Nordosten
Belegungsraten von über 90% zu verzeichnen. Im Bundestaat São Paulo beträgt die
Belegungsrate 73%, im Großraum der Stadt São Paulo jedoch 89,6%.

Das brasilianische Gesundheitsministerium hat nach eigenen Angaben bis zum 18. Mai 823
Beatmungsgeräte an 16 der brasilianischen Bundesstaaten verteilt. Rio de Janeiro, Pará,
Amazonas, Ceará, Pernambuco und Amapá erhielten die meisten der Geräte. Weiterhin
wurden über 2.000 Intensivstationsbetten freigegeben und mehr als 23 Mio. persönliche
Schutzausrüstungen (EPIs) übersendet. Das Ministerium berichtete auch von
Herausforderungen bei Ausschreibungen zur Miete von Krankenbetten, die aufgrund
fehlenden Interesses nicht durchgeführt wurden.

Der Bundesstaat São Paulo wird gemäß Ankündigung durch Gouverneur Doria für 4.500
Betten mit dem privaten Gesundheitssystem Vereinbarungen zur Nutzung schließen. Davon
sind 1.500 Betten in Intensivstationen für die ausschließliche Betreuung von Patienten mit
Covid-19 vorgesehen. Die entsprechende Ausschreibung wurde am 20. Mai veröffentlicht und
sieht Ausgaben in Höhe von 594 Mio. R$ vor. Darin enthalten sind 1.600 R$ pro Tag pro Bett in
der Intensivstation für insgesamt 270.000 Tagessätze und 1.500 R$ pro Tag pro Krankenbett
mit einer Prognose von 108.000 Tagessätzen insgesamt.

Das private Krankenhaus „Albert Einstein“ in São Paulo entwickelte einen Gentest zum
Nachweis des neuen Coronavirus. Die Technik hat eine hohe Präzision und kann als praktikable
Option für Massentests angesehen werden. Der Test wird ab Juni erhältlich sein.

Die vom Krankenhaus entwickelte Untersuchungsmethode basierte auf der Technologie Next
Generation Sequencing (NGS), mit der kleine DNA-Fragmente zur Identifizierung der Krankheit
analysiert werden. Nach Angaben des Krankenhauses weist der Test keine falschen positiven
Fälle auf und ist die weltweit erste genetische Untersuchung, bei der Coronaviren in großem
Maßstab mithilfe der NGS-Sequenzierungstechnik nachgewiesen werden. Den Forschern
zufolge entspricht die Wirksamkeit des Tests dem RT-PCR-Typentest, der Hauptmethode zum
Nachweis des weltweit angewendeten Coronavirus, der das genetische Material des Virus
nachweist.
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In der Bestrebung, die Rate der Akzeptanz und Befolgung der Quarantäne in São Paulo zu
erhöhen, wurden in dieser Woche zwei Feiertage auf Mittwoch und Donnerstag dieser Woche
vorgezogen. Es handelt sich dabei um die Feiertage Fronleichnam (Corpus Christi) vom 11. Juni
und Dia da Consciência Negra vom 20. November. Ein weiterer Feiertag des Bundesstaates
São Paulo wird vom 9. Juli auf den 25. Mai vorgezogen. Freitag, der 22. Mai, wurde zum
Brückentag bestimmt, der jedoch nicht als vorgezogener Feiertag im Sinn der
Arbeitsgesetzgebung zählt. Erwähnt sei in diesem Zusammenhang, dass die brasilianische
Arbeitsgesetzgebung grundsätzlich die Arbeit an Feiertagen verbietet, wenn diese aber
erforderlich oder angeordnet ist, mit einer zusätzlichen Vergütung von 100% bzw.
Kompensation mit einem entsprechenden freien Tag verbunden ist. Grundsätzlich ist auch die
Anmeldung von Feiertagsarbeit beim Wirtschaftsministerium erforderlich.

Nach der starken Reduzierung in der Anzahl der Inlandsflüge planen die drei brasilianischen
Fluggesellschaften Azul, Gol e Latam ab Juni eine leichte Ausweitung der Flüge und
angeflogenen Ziele in Brasilien. Dennoch wird die tägliche Anzahl der Flüge um 80% geringer
als vor der Pandemie bleiben.

Der brasilianische Präsident hat in einer virtuellen Sitzung mit den Gouverneuren der
Bundesstaaten sowie den Präsidenten von Senat und Abgeordnetenkammer im Beisein
verschiedener Minister die notwendige Unterstützung angefordert, um dem vom Kongress
beschlossenen Gesetz zur Unterstützung der Bundesstaaten und Gemeinden zustimmen zu
können. Wie im Wochenbericht vom 8. Mai berichtet, sieht dieses Zahlungen zum Ausgleich
für entgangene Steuereinnahmen (die Umsatzsteuer ist in Brasilien eine Landessteuer) sowie
zur Unterstützung für Maßnahmen zur Bekämpfung von Covid-19 in Höhe von 60 Milliarden
R$ vor. Der ursprüngliche Entwurf sah im Gegenzug zur Unterstützung Sparmaßnahmen vor,
insbesondere durch Einfrieren der Gehälter im öffentlichen Dienst. Diese wurden jedoch im
Kongress weitgehend ausgenommen, auch aufgrund von Äußerungen durch Bolsonaro selbst,
und die angestrebten möglichen Einsparungen für die Haushalte auf Bundes-, Landes- und
Gemeindeebene wurden von 130 Mrd. R$ auf 43 Mrd. R$ reduziert. Der Präsident hat
angekündigt, das Gesetz anzunehmen, jedoch gegen die erlaubten Ausnahmen für eine
Erhöhung von Gehältern im öffentlichen Dienst Veto einzulegen. Da dieses Veto vom Kongress
überstimmt werden kann, bemüht sich Bolsonaro derzeit um Unterstützung der Gouverneure,
die die Hälfte der Hilfszahlungen erhalten werden.

Das Oberste brasilianische Verfassungsgericht STF hat in einer Einzelentscheidung seines
Präsidenten die in der letzten Woche vom brasilianischen Bundesgericht (Tribunal Regional da
1a Região – TRF) mit Geltung für ganz Brasilien angeordnete Aussetzung der Wirkungen der
Vorläufigen Maßnahme MP 932 rückgängig gemacht. Die Entscheidung bekräftigt die Geltung
der Vorschriften der Vorläufigen Maßnahme zur Reduzierung der Beiträge für das sog. Sistema
S. Die Vorläufige Maßnahme wird im Rahmen der erwähnten Verfassungsbeschwerde vom STF
noch analysiert werden.

Darüber hinaus hat das STF am gestrigen Donnerstag die Vorläufige Maßnahme MP 966 in
ihrer Geltung eingeschränkt. Die MP 966 sieht eine Haftung von Amtsträgern auf Zivil- und
Verwaltungsebene nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit vor. Die Mehrheit der
Verfassungsrichter entschied für die Aufrechterhaltung der MP, stellte jedoch klar, dass diese
nicht für illegale Verwaltungshandlungen (sog. atos de improbidade administrativa) gilt. Als
grob fahrlässig sind nach der Bewertung der Richter als Handlungen/Unterlassungen
anzusehen, die gegen die Gesundheit, das Leben und die Umwelt verstoßen und bei denen
der Amtsträger technische und wissenschaftliche Kriterien von national und international
anerkannten Behörden nicht befolgt.
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Die brasilianische Steuerbehörde Receita Federal do Brasil hat am 18. Mai Regelungen zur
virtuellen Bearbeitung von Anfragen seitens der Steuerzahler mittels „Chat RFB“ veröffentlicht
(Portaria Nr. 853/2020). Die virtuellen Öffnungszeiten sind demnach an Werktagen von 7.00
bis 19.00 Uhr. Termine können im Portal e-CAC vom Steuerzahler angefordert werden. Die
Verwaltungsvorschrift definiert weiterhin die mittels Chat möglichen Dienstleistungen der
Steuerbehörde.

Das brasilianische Bildungsministerium hat die allgemeine Hochschulreifeprüfung (Exame
Nacional do Ensino Médio – ENEM), die ursprünglich am 1. und 8. November stattfinden
sollte, um ein bis zwei Monate verschoben, ohne bislang ein genaues Datum zu bestimmen.
Die Verschiebung wird sich auch auf die Daten für die sogenannten „vestibulares“, die
Aufnahmeprüfungen der einzelnen Universitäten, auswirken.
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„Buy Brasil“-Kampagne soll Kauf einheimischer Produkte stimulieren

Angelehnt an die „Buy American“-Kampagne der US-amerikanischen Wirtschaft während der
Weltwirtschaftskrise 2008/2009, bereitet die brasilianische Industrie eine umfassende
Kampagne vor, um den Konsum nationaler Produkte zu fördern.

Mit der „Buy Brasil“-Initiative soll der Wiederaufschwung der brasilianischen Wirtschaft nach
der Covid-19-Pandemie gefördert werden.

Die Initiative wird von vielen dem Industrieverband CNI angeschlossenen Verbänden
unterstützt und wurde bereits dem Präsidenten Jair Bolsonaro und den Ministern Paulo
Guedes (Wirtschaft) und Braga Netto (Kabinettschef) vorgestellt. Das Projekt wurde bei einem
Treffen zwischen der Regierung und Unternehmensvertretern unterschiedlicher Branchen vor
10 Tagen, welches aufgrund des Fußmarsches von Präsident, Ministern und Unternehmern
zum brasilianischen obersten Verfassungsgericht (STF) in Erinnerung bleibt.

Dem Industrieverband CNI zufolge wird die Durchführung der Kampagne mit diesem Motto
erwägt, es würden jedoch noch Daten erhoben und auch die Reichweite stehe noch nicht fest.
Das Projekt solle aber schon sehr bald umgesetzt werden.

Beim Treffen zeigten Mitglieder der Industriekoalition, dem aus 15 Verbänden bestehenden
Sprachrohr der Initiative, einen einminütigen Werbefilm, der die Aussage der Kampagne
zusammenfasst: wir erleben die schwerwiegendste Krise der Geschichte und die zweite
Schlacht des Krieges – die Rettung der Wirtschaft – könne man nur gemeinsam gewinnen.
„Nach dem Ende der Quarantäne muss Brasilien Handel und Industrie stärken, um
Arbeitsplätze zu sichern. Aus diesem Grund sollen Verbraucher lokale Produkte kaufen“ heißt
es im Film.

Seitens der Regierung wird als Gegenleistung die Schaffung von Bedingungen erwartet, damit
brasilianische Produkte im Vergleich zu importierten wettbewerbsfähig werden, da andere
Länder in diesem Konkurrenzkampf Startvorteile haben. Die Liste der von der Industrie
vorgeschlagenen Aktionen umfasst in einem ersten Moment vor allem Schutzmaßnahmen.

Wie der Präsident des Verbandes der Kunststoffindustrie Abiplast, José Ricardo Roriz Coelho
erklärt, sorge sich die gesamte brasilianische Industrie um den „Tag danach“. „Die meisten
Länder werden ihre eigene Industrie unterstützen, um Jobs zu erhalten und die Produktion zu
fördern. Dieser Weg führt am schnellsten aus der Krise“, argumentiert er und fügt hinzu, dass
die Vorbereitung zum Wiederaufschwung der Wirtschaft andere Maßnahmen umfasst, wie die
Festlegung von Handlungsrichtlinien und Darlehen für den Cash Flow von Unternehmen.
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Steuereinnahmen sinken wegen Coronavirus-Pandemie

Die Erhebung von Steuern, Beiträgen und anderen Bundeseinnahmen verzeichnete im April
einen realen Rückgang (abzüglich der Inflation) von 28,95% im Vergleich zum gleichen Monat
des Vorjahres. Insgesamt wurden nach Angaben der brasilianischen Steuerbehörde Receita
Federal do Brasil – RFB vom 21. Mai 101,154 Mrd. R$ eingenommen.

Im April 2019 beliefen sich die Steuereinnahmen auf insgesamt 142,365 Mrd. R$. Nach
Angaben der RFB stellt dieses Ergebnis auch das schlechteste für den Monat April seit 2006
dar.

Das Ergebnis der Steuereinnahmen des Monats April spiegelt bereits die Auswirkungen der
Coronavirus-Krise auf die Wirtschaft wider. Mit sinkender Aktivität sinkt auch die
Steuererhebung. Darüber hinaus hatte die brasilianische Regierung verschiedene Maßnahmen
zur Unterstützung der Wirtschaft ergriffen und den Steuererhebungszeitraum geändert sowie
den Steuersatz einiger Steuern gesenkt. Auch dies hatte Auswirkungen auf das Ergebnis.
Anfang dieses Monats hatte die Regierung den Steuersatz für die Finanztransaktionssteuer
(IOF) auf null gesetzt, was laut RFB einen Verzicht von 1,567 Mrd. R$ darstellt. Die Regierung
befreite auch Waren im Zusammenhang mit der Bekämpfung von Covid-19 von der Erhebung
der Industrieproduktsteuer (IPI), was einem Steuereinnahmenverlust von 104 Mio. R$
entspricht.

Insgesamt führten die von der Regierung gewährten Befreiungen zwischen Januar und April
dieses Jahres zu Steuerbefreiungen von 34,995 Mrd. R$. Im Vergleich dazu betrugen sie im
gleichen Zeitraum des Vorjahres 32,159 Mrd. R$. Allein im April beliefen sich die Befreiungen
auf 9,963 Mrd. R$ und damit ebenfalls über Wert für April des letzten Jahres (8,079 Mrd. R$).
"Das Ergebnis sowohl für den Monat als auch für den kumulierten Zeitraum (die ersten vier
Monate des Jahres) wurde stark von den verschiedenen Modifikationen beeinflusst, die sich
aus der Coronavirus-Pandemie ergeben. Sie beliefen sich auf ungefähr 35 Mrd.
Kompensationen stiegen um 25,19% im April 2020 und 46,91% im kumulierten Zeitraum ",
teilte die RFB mit.

In den ersten vier Monaten dieses Jahres beliefen sich die Steuereinnahmen auf 502,293 Mrd.
R$, was einem realen Rückgang von 7,45% gegenüber dem Vorjahreszeitraum entspricht. Laut
Steuerbehörde war dies das schlechteste Ergebnis für diesen Zeitraum seit 2017.

Die Entwicklung der Steuererhebungen ist normalerweise ein wichtiger Indikator, da sie
anzeigt, ob die Regierung auf dem richtigen Weg ist, um das jährliche Haushaltsziel zu
erreichen. Für dieses Jahr liegt das Ziel für das Primärdefizit bei bis zu 124,1 Mrd. R$.

Mit dem geltenden öffentlichen Gesundheitsnotstand aufgrund der Coronavirus-Pandemie
wird es jedoch nicht mehr notwendig sein, diesen Wert zu erreichen. Kürzlich berichtete die
Staatskasse, dass das primäre Defizit bei den Staatskonten in diesem Jahr aufgrund der durch
die Coronavirus-Pandemie verursachten außerordentlichen Kosten über 700 Mrd. R$ liegen
wird.
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Arbeitsrechtliche Maßnahmen haben laut Wirtschaftsministerium 7 Millionen 
Arbeitsplätze erhalten

Der Staatsekretär für Wirtschaftspolitik des Wirtschaftsministeriums, Adolfo Sachsida,
informierte in dieser Woche über die aktuelle Zahl der Arbeitnehmer, die von den
arbeitsrechtlichen Maßnahmen, die von der Regierung zum Schutz von Arbeitsplätzen
erlassen wurden, betroffen sind. Ihm zufolge wurden bereits 7 Millionen Arbeitsplätze
gerettet.

Staatssekretär Sachsida betonte allerdings, dass unter den wirtschaftspolitischen
Maßnahmen, der Kreditbereich der einzige aller wirtschaftlichen Bereiche sei, bei dem die
Regierung noch Verbesserungsbedarf hat.

Seiner Meinung nach könne die Situation mit dem Start des Nationalen Programms zur
Unterstützung von kleinen und Kleinstbetrieben „Pronampe“ verbessert werden, der bereits
für diese Woche geplant ist.

Notfallhilfe

Der Staatsekretär für Wirtschaftspolitik betonte erneut, dass die während der Pandemie des
neuen Coronavirus eingeführte Notfallhilfe für maximal drei bis vier Monate geplant war.
„Nach drei Monaten muss dieses Programm auslaufen”, sagte er.

Er glaube ferner, dass bereits existierende Sozialprogramme verbessert werden müssen. „Wir
müssen Gelder im Rahmen des Haushaltsplans umverteilen, von ineffizienten hin zu
effizienten Hilfen.“
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Brasilien beantragt als erstes lateinamerikanisches Land den Beitritt zum 
Antikorruptions-Übereinkommen der WTO

Brasilien beantragt als erstes lateinamerikanisches Land den Beitritt zum Übereinkommen
über das öffentliche Beschaffungswesen GPA, das auch als „Antikorruptions-Übereinkommen“
der Welthandelsorganisation gilt.

Der Antrag Brasiliens wurde bereits formell vom Botschafter Alexandre Parola an den
Generaldirektor der WTO Roberto Azevêdo übergeben. Somit können in Kürze die
Verhandlungen über den Beitritt Brasiliens mit 48 Vertragsparteien beginnen, bei dem es um
die öffentliche Vergabe von Gütern, Dienstleistungen und Bauvorhaben geht.

Brasilien kündigte seine Absicht, den Beitritt zu beantragen, bereits während des Forums von
Davos an. Die USA hingegen erwägen, das Übereinkommen aufzukündigen.

„Es handelt sich um einen wichtigen Schritt zur Integration der brasilianischen Wirtschaft, zum
verantwortlichen Umgang mit Steuergeldern, zu mehr Transparenz bei den Vergaben,
Förderung eines fairen Wettbewerbs und um einen Markt von über USD 1 Billion zu
erschließen, an dem sich brasilianische Unternehmen beteiligen können”, erklärte der
Botschafter.

Der Staatssekretär für Außenhandel Lucas Ferraz glaubt an „einen weiteren
Paradigmenwechsel in der brasilianischen Außenhandelspolitik und einen enormen
Qualitätssprung im institutionellen Regelwerk“.

Der brasilianische Industrieverband (CNI) lässt verlauten, dass beim brasilianischen Beitritt
„ein Gleichgewicht erzielt werden muss zwischen dem, was das Land anbieten wird und dem,
was sich den brasilianischen Exporteuren an Marktchancen eröffnet”.

Der Verantwortliche für Industrieentwicklung des Industrieverbandes CNI Carlos Eduardo
Abijaodi wies darauf hin, dass Brasiliens öffentlicher Beschaffungsmarkt mit USD 157
Milliarden jährlich an sechster Stelle in der Welt stehe, weswegen die Diskussion für das Land
so wichtig sei.

Nach Abschluss des Verhandlungsprozesses mit den 48 Mitgliedern des Abkommens
einschließlich der EU, Japan und den USA, werde „Brasilien ausländischen Unternehmen die
Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen in unterschiedlichen Regierungsebenen unter
denselben Bedingungen erlauben, wie für brasilianische Unternehmen“ erklärt der
Staatssekretär Lucas Ferraz weiter.

Hiermit könne man „die Bildung von Kartellen im öffentlichen Beschaffungswesen direkt
verhindern und der Regierung den Zugang zu preiswerteren, vielfältigeren und
hochwertigeren Gütern ermöglichen“. Im Gegenzug dazu eröffnet sich ein Markt von USD 1,7
Billion pro Jahr im internationalen Beschaffungswesen für die brasilianischen Exporteure von
Gütern und Dienstleistungen.

Brasilien nahm im Oktober 2017 als Beobachter an den aktuellen Diskussionen über das
Übereinkommen für das öffentliche Beschaffungswesen teil, um seine Experten auf die
Geschäftsverhandlungen, die auch Kapitel zu diesem Thema beinhalten und denen der
Mercosur angehört, vorzubereiten.
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Transparenz

Die Vorteile von transparenten und diskriminierungsfreien Vergaben lassen sich nach Ansicht
der Regierung an zwei Fronten bemessen: durch die größere Konkurrenz verbessert sich das
Preis-Leistungs-Verhältnis im öffentlichen Beschaffungswesen und als Governance-Instrument
für die öffentliche Verwaltung trägt das Übereinkommen zur Bekämpfung möglicher
wettbewerbsschädigender Praktiken bei.

Nach Einschätzung der Regierung stehen die Bestimmungen des Übereinkommens mit den
allgemeinen Richtlinien der aktuellen Regierung, vor allem mit der Liberalisierung und der
Verwaltungsreform in Einklang. Durch mehr Konkurrenz im öffentlichen Beschaffungswesen
gehen sie mit der Wirtschaftspolitik und ihrer zentralen Komponente, dem ausgeglichenen
öffentlichen Haushalt, konform.

Das brasilianische Angebot wird bilateral mit den weiteren Mitgliedern des Übereinkommens
verhandelt, welche die brasilianischen Vergaberichtlinien entweder akzeptieren oder
eventuelle Nachbesserungen fordern werden. Die Aufnahme als vollberechtigtes Mitglied
erfolgt erst, nachdem alle Parteien des Übereinkommens dem brasilianischen Angebot
zugestimmt haben.
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Regierung billigt Gesetz zur Unterstützung von Kleinstunternehmen

Präsident Jair Bolsonaro billigt das Gesetz für das Nationale Programm zur Unterstützung von
kleinen und Kleinstbetrieben (Pronampe). Das Gesetz Nr. 13.999/2020 bewilligt Sonderkredite
in Höhe von BRL 15,9 Milliarden und trat am 19. Mai in Kraft. Es soll die Liquidität von kleinen
Unternehmen sicherstellen und Arbeitsplätze während der Corona-Pandemie in Brasilien
erhalten.

Laut Gesetzestext, der Ende April vom Kongress verabschiedet wurde, können kleine und
Kleinstunternehmen Kredite in Höhe von bis zu 30% ihres Bruttojahresumsatzes 2019
beantragen. Falls das Unternehmen noch kein Jahr besteht, beschränkt sich der Kredit auf
50% des Gesellschaftskapitals oder auf 30% des durchschnittlichen Monatsumsatzes seit
Beginn der Geschäftstätigkeit. Berücksichtigt wird dabei, was für das Unternehmen
vorteilhafter ist.

Unternehmen, die diesen Kredit in Anspruch nehmen, verpflichten sich, die Mitarbeiterzahl
aufrechtzuerhalten, und sie dürfen keine Vorverurteilung wegen menschenunwürdigen
Arbeitsbedingungen, wie Ausbeutung oder Kinderarbeit haben. Die aus dem Pronampe
gewährten Mittel sollen die Geschäftstätigkeit finanzieren und können für Investitionen oder
isoliertes und gebundenes Betriebskapital verwendet werden, nicht jedoch für die
Ausschüttung von Gewinn und Dividenden an die Gesellschafter.

Die teilnehmenden Kreditinstitute können die Kredite in bis zu drei Monaten nach
Inkrafttreten des Gesetzes gewähren bzw. diese Frist um weitere drei Monate verlängern.
Nach Ablauf der Frist für die Kredite kann Pronampe von der Exekutive als offizielle
Kreditpolitik längerfristig aufgelegt werden, um kleine Unternehmen zu stärken.

Für diese Kredite gilt der Leitzins Selic, der aktuell bei 3% liegt, zuzüglich 1,25%. Die Laufzeit
beträgt 36 Monate. Banken, die sich am Programm beteiligten, setzen eigene Mittel für die
Kredite ein, und bis zu 85% des Betrages werden vom Garantiefonds (FGO-BB) besichert.
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Bolsonaro unterzeichnet Verordnung zur Unterstützung der Stromanbieter

Präsident Jair Bolsonaro unterzeichnete eine Verordnung zur Unterstützung der
Stromversorger gegen die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Branche. Auf das
sogenannte „Conta-Covid“ (Covid-Konto) werden Darlehen von Banken empfangen und an
Unternehmen weitergegeben werden.

Die Darlehen werden von der Stromhandelskammer (Câmara de Comercialização de Energia
Elétrica - CCEE) aufgenommen, so dass sich die Schulden nicht in den Bilanzen der
Unternehmen niederschlagen und sollen Defizite ausgleichen oder Einnahmen der
Versorgungsunternehmen von April bis Dezember 2020 vorwegnehmen. Dies geht aus der
Verordnung hervor, die am Montagabend in einer Extraausgabe des Bundesgesetzblattes
veröffentlicht wurde.

Die Höhe der Hilfsleistungen wurde noch nicht bekannt gegeben – die brasilianische
Energieagentur Aneel soll die Höchstgrenze der aufgenommenen Darlehen sowie die
monatlichen Beträge, die auf das Conta-Covid jedes Versorgungsunternehmens eingezahlt
werden sollen, festlegen.

Der Staatssekretärin im Ministerium für Bergbau und Energie Marisete Pereira zufolge sei eine
Unterstützung von über 10 Milliarden BRL geplant.

Das Ministerium erklärte in einer Pressemitteilung, dass das Conta-Covid auch den
Verbrauchern zu Gute komme, da diese nun vor eventuell notwendigen Gebührenerhöhungen
durch die Stromanbieter wegen Ertragsrückgängen durch den Covid-Notstand geschützt sind.
Stromanbieter sind berechtigt, Gebührenerhöhungen im Rahmen der Vertragsklauseln im
Dienstleistungsvertrag, die das wirtschaftlich-finanzielle Gleichgewicht der Konzessionen
festlegen, zu erheben.

Darlehen

Laut Verordnung werden die Darlehen für vorgezogene Einnahmen gewährt oder um Defizite
der Versorgungsgesellschaften beispielsweise durch Einkaufsüberschüsse sowie die
Auswirkungen des Aufschubs der Tariferhöhungen durch Aneel auszugleichen. Überdies
erhalten die Unternehmen eine Vorauszahlung der Gelder, auf die sie zukünftig Anspruch
haben (Saldo des Kompensationskontos für Preisschwankungen CVA und vorzeitige
Auszahlung der Vertriebskosten für die Rate B).

Die Kosten für die nachträgliche Tilgung der Darlehen darf als Ausgaben auf die Gebühren
umgelegt werden. Diese Kosten können jedoch von den Stromanbietern im Rahmen einer
Vorschrift von Aneel an die Verbraucher „zurückerstattet werden“.

„Die Verbraucher müssen nur Beträge erstatten, die sie durch den Aufschub der
Gebührenerhöhungen für 2020 schulden. Dies geht eindeutig als Grundprämisse aus der
Verordnung hervor und ist von Aneel bei der Ausführung zu beachten“, erklärte das
Ministerium für Bergbau und Energie.

Gegenleistungen
Um Zugang zu den Darlehen zu erhalten, müssen die Stromversorger auf den Aufschub oder
die Reduzierung der Abnahme vertraglich vereinbarten Energiemengen im Rahmen des
Konsumrückgangs bis Dezember 2020 verzichten, vorbehaltlich der vorgesehenen
branchenüblichen Praktiken.
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Für die teilnehmenden Stromversorger gilt ferner eine Beschränkung der
Dividendenausschüttung auf die gesetzliche Mindestgrenze von 25% des Gewinns, falls es auf
dem Sektor zur Zahlungsunfähigkeit kommt.

Stromanbieter müssen außerdem auf das Recht verzichten, die durch das Darlehen
ausgeglichenen Nachfragen gerichtlich oder schiedsgerichtlich einzufordern, vorbehaltlich der
Fälle in denen das wirtschaftlich-finanzielle Gleichgewicht der Konzessionsverträge
wiederhergestellt werden muss, was von Aneel in einem Verwaltungsverfahren geprüft
werden muss.
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Wechselkurs zum Jahresende (R$/US$) 
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Kurzmeldung / Statistik

Ausländische Direktinvestitionen (In Mrd. US$) 

Entwicklung des BIP                                (In %) 

Inflationsindex IPCA   (Jahresdurchschnitt in %)) 
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